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A. Einleitimg« 

Durch den Vertrag von Versailles wurde Ostpreußen vom 
Deutschen Reich durch den polnischen Korridor abgetrennt. Die 
östlich der Weichsel liegende Hälfte der ehemaligen Provinz 
Westpreußen kam zum größten Teil unter polnische Staatshoheit. 
Nur die Kreise Stnhra, Rosenberg und Kibing sowie die östlich 
der Weichsel und Nogat liegenden Teile der Kreise Marienwerder 
und Marienbuiv blieben dcutach. Unter gemeinsamer Verwaltung 
der Regierung Marienwerder wurden sie der Provinz Ostpreußen 
angegliedert. 

Nach Artikel 96 des Vertrages von Versailles wurden 

„in einer Zone, die die Kreise Stiihm und Rosenberg, den östlich 
der Nogat liegenden Teil de?« Kreises Marifmburg und den Östlich 
der Weichsel liegenden Teil des Kreises Marienwerder umfaßt, 
die Einwohner berufen, durch eine gemeinde weise Abstimmung 
kundzutun, ob sic wünschen, daß die verschiedenen in diesem 
Oebiete liegenden Gemeinden zu Polen oder zu Ostpreußen 
gehören sollen“. 

Diese Zone bildet das „westprcußischc Abstimmungsgebiet“. 
Es wnirde nach Artikel 97 Abs. 2 des Vertrages von Versailles 
für die Dauer der Abstimmungszeit einem internationalen Aus¬ 
schuß unterstellt. Zur Vertretung der deutschen Interessen 
wurde dem Ausschuß „der Deutele Bevollmächtigte für da« 
west preußische Abst immiin^gebiet“ bei^geben. 

Die Volksabstimmung fand am 11. Juli 1920 statt und ergab 
die überwältigende ilcutsche Mehrheit von fast 93% deutsener 
Stimmen. Das Abstimmungsgebiet schien dem Deutschen Reiche 
in vollem Umfang eriialton. 

Die Bewolmer des Abstimmungsgebietes sahen sich in dieser 
Hoffnung getäuscht. Für die Festsetzung der neuen Landes¬ 
grenze waren die Bestimmungen des Artikels 97 Abs. 4 und 5, 
sowie der Artikel 28 und 30 des Vertrages von Versailles bindend. 

Der Artikel 97 Abs. 4 besagt: 

„Nach Beendigung der Abstimmung teilt der Ausschuß 
den alliierten und assoziierten Hauptmächten <lie Anzahl der 
in je<ler Gemeimle abgegebenen Stimmen mit und reicht gleich¬ 
zeitig einen eingehenden Bericht über die Wahlhandlung sowie 
einen Vorschlag ül)er die Linie ein, die unter Berücksichtigung 
sowohl des durch die Abstimmung kundgc^cbenen Willens der 
Einwohner, als auch der geograpmschen und wirtschaftlichen 
Lage der Ortscluiften in «liescr CTCgentl als. Grenzlinie Ost¬ 
preußens angenommen werden soll.“ 
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Der internationale Ab&timmung&ausschuD sollte also 

1. dos Abatimmimgsergebnis, 

2. tlic gec^raphische Lage und 

3. die wirtschaftliche I^ge 

zur Crun<llagc seines Berichtes und seinc's darin enthaltenen 
Vorschlages für die Grenzen des westpreußischen Abstimmungs¬ 
gebietes machen. 

Der Artikel 97 Abs. 4 lautet weiter: 

„Die alliierten und assoziierten Hauptmächte setzen als- 
dami d e Grenze in dieser Gegend fest, wobei zuin mindesten 
für die .,Tsamte Strecke, auf der die Weichsel die Grenze bildet, 
die volle und uneingeschränkte Oberwachung des Stromes 
einschließlich seines östlichen Ufers in der Tiefe, die für die 
Regulierung und Verbcsseningsarbeiten erforderlich ist, Polen 
zugeaprochen werden muß.“ 

Bei Abfassung dieser Vertrag.sbestimmung sind die alliierten 
und assoziierten Hauptmächte augenscheinlich von der Annahme 
ausgegangen, daß es noch zweifelhaft sei, ob sich die Mehrheit 
der Bevölkerung in dem unmittcll>ar an der Weichsel liegenden 
Gebietsstreifen für Ohtpreußen oder für Polen aussprechen werde. 
Sic haben also mit der Möglichkeit gerechnet, naß Polen auf 
Grund der Abstimmung die volle Gebietshoheit über den Wcichael- 
al)schnitt einschließlich seines östlichen Ufers erwerben könnte. 
Für den damals nach Auffassung der Alliierten noch nicht sicheren 
Fall, daß die Volksabstimmung in diesem Gebietsstreifen gegen 
Polen entscheiden sollte, haben sic dem polnischen Staate „zum 
mindesten“ «las vorerwähnte Aufsichtsrecht sichern wollen. 

Das Aufsichtsrecht erscheint in diesem Zusammcnhmig also 
nicht etwa als Ausfluß der staatlichen Gebietshoheit, sondern 
im Gegenteil als ein bloßer Ersatz für sie. • 

Daß Polen am Ostufer der WeicKsel als Entschä<ligung für 
die ihm durch den Ausfall der Volksabstimmung entgangene 
Staatshoheit ül)er dieses Gebiet nur das Recht «Icr Überwachung 
haben soll, geht aus einem Veiglcich «Ics Artikels 97 mit dem 
Artikel 104 des Vertrages von Versailles hervor. Der Vertrag 
macht hier einen ausilrückliehen Unterschied gegen die nacn 
Artikel 104 Abs. 3 dem pohiischen Staate innerhalb des Gebietes 
der Freien Stadt Danzig zugcaprochenen Rechte. 

VVälhrend der Artiicel 104 Abs. 3 von „contröle et ad- 
ministratioii“ spricht, handelt der Artikel 97 ledip^ich von 
„contröle“. Nach dem maßgebenden Dictionnaire <le l'Academie 
Fran^aise 7®®* edition 1878 kann dem Begriff ,.contröle“ keiner¬ 
lei Exckutivrrcht beigemeasen w'erden. Das Dictionnaire de la 
langue fran^aise par E. Liltre, page 789, schließt in seiner Aus¬ 
legung «les Wortes und Begriffes „contröle“ sogar jedes Exekutiv- 
rc«ht gänzlich aus; es heißt dort nämlich: 
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Dans Ic Iniigagc politique et adininistratif le controle eat 
'appose h l’action: iin principe que le controle et l’action 

doivent 6tre eeparcs. 

Diese Definition ist von um so größerer Bedeutux^, als 
Littre (page 54) gerade das franzcisische Wort „ad ministnition“ 
den Begriff „Aktion“ bisweilen einschlicßt; denn es heißt dort 
unter 3: „avcc un sena actif, en parlant de celui qiii administre“ 
und unter 5: „on emploie aussi adrainistration jX)ur gouverne- 
ment, consideröe surtout dans son action administrative“. 

Noch Sinn und Zweck dea Vertrage» von Versailles war also 
ursprünglich nicht licabsichtigt, die Staatsgrenze längs der Weichsel 
auf das Ostufer zu verlegen, falls das westpreußische Abstimimings- 
gebiet bei Deutschland bleibt. 

Das geht auch aus den nachfolgenden B^timmungen hervor. 

Dej Artikel 28 des Vertrages, welcher die Grenzen Ost¬ 
preußens bestimmt, sagt in den Absätzen 1 und 6— 7: 

(Absatz 1): 

„Die Grenzen Ostpreußens werden unier Vorbehalt dw 
Bestimmungen des Abschnitts IX (Ostpreußen), Teil III, wie 

folgt festgesetzt: . 

(Absatz C): 

,,von dort der I^auf der Wogat aufw’arts bis zu dem Punkte, 
wo dieser Fluß die Weichsel verläßt;** 

(Absatz 7): 

„von dort die Hauptfahrrinne <ler Weichsel aufwärts, dann die 
Südgrenzc des Kreises Marienwerder, dann die Südgrenze dw 
Kreises Roßenl)erg nach Osten bis zu ihrem Treffpunkt mit 

der alten Grenze Ostpreußen»;“ 

Der Vorbehalt des Abschnittes IX (Ostpreußen), Teil III 
des Vertrages von Versailles besteht für W^estpreußen 

1. in der Volk.sabstimmung gemäß Artikel 9G, 

2. in dem ilurch Artikel 97,4 auf der Weichwl und ihrem 
Ostufer Polen zugcsichcrtcn Kontrollrecht. 

Der Absatz 7 des Artikel» 28 muß stets in Verbindung mit 
dem Artikel 30 gemeinsam gelesen werden; dieser Artikel Ij^agt: 

„Wenn die Grenzen durch einen Wasserweg bezeichnet 
Fiwl,’so bedeuten die in den Beschreibungen des ^enwärtigen 
Vertrages gebrauchten Aus<lrQckc ,l^uf oder ,Fahrrinne* bei 
nicht schiffbaren Flüssen tlie Mittellinie des Wasscrlaufcs (xler 
seines Hauptarmes, und l>ei schiffbaren Flüssen die Mittellinie 
der Hauptschiffahrtarinne.“ 

Die Grenze Ostpreußen» gegen Polen längs <ler W^ciclisel muß 
also mit der Mittellinie der Hauptschiffahrtsriiuie zusamraenfallen. 

Der Absatz 5 des Artikels 97 garantiert Ostpreußen ferner 
ausflrücklich den freien Zugang zur W’^eichsel; es heißt dort: 

,,Die alliierten und assoziierten Hauptmächte erlassen 
gleichzeitig Vorschriften, die der ostpreußischen Bevölkerung 
den Zugang zur W^ciclisel und die Benutzung des Stromes für 




— 8 — 


eie eelbst, fCir ihre Güter un<l für ihre Scliiffe unter angemeeacnen 
Bedingungen und unter vollster Rücksichtnahme auf ihre 
IntcreSRcn sichern.“ 

Bei Abfassung dieser Bestimmung sind die Alliierten augen¬ 
scheinlich ebenfalls von der Annahme ausgegangen, daß es noch 
zweifelhaft ist, ob sich die Mehrheit der Bevölkerung in dem un¬ 
mittelbar an der Weichsel lie^'nden Gebietsstreifen für Ost¬ 
preußen oder für Polen auasprcchen werde; es wurde also mit der 
Möglichkeit, vielleicht sogar mit der Wahrscheinlichkeit gerechnet, 
daß Ostpreußen von der Weichsel durch ein größeres Gebiet unter 
polnischer Staatshoheit getrennt werden würde. 

In diesem Fall sollte Ostpreußen also den freien Zugang zur 
Weiclisel durch polnl-^ches Gebiet hindurch erhalten. 

Nach dem Abstimmiingscrgebnis müßte aber Ostpreußen 
unmittelbarer Anlieger an tler Weichsel bleiben. Durch polniscrhes 
Gebiet hindurch wäre also kein freier Zugang durch besondere 
Bestimmung zu regeln. 

Da Polen aber dos Übenvoebungerecht üb<.>r den Strom und 
das Ostufer, soweit diese« für die Regulierung und Verbesserunga- 
arbeilen notwendig ist, zugcbilligt worden Lst, müssen Vorschriften 
erlassen werden, welche cinerstüts Deutschland den freien Zugang 
zur Weichsel und die Benutzung des Stromes, andererseits Polen 
die Ausübung seiner Kontrollrechte sichern. 

Aus vorstehenden Au.sführungen geht hervor: 

Die Grenzen des w'ost preußischen Abstimmungsgebiets 

gliedern sich in zwei Abecbnitte, und zwar: 

1. die Landgrenze, welche durch die Südgrenzen der Kreise 
Rosenbeig und Marienwerder gebildet w'crden soll, 

2. die Weichsel—^Nogatgrenze. 

Währcml die I^e an der Landgrenze verhältnismäßig ein¬ 
fach und klar ist, bietet die Weichselgrenzc erhebliche Schwierig¬ 
keiten. 

Maßgebend für die Grenzbcstiiuinung sind nach dem Vertrage 
von Versailles folgemle fünf Hauptfaktoren: 

1. Das Abstimmungsergebnis der Gemeinden, in denen die 
Volksabstimmung statigefunden hat; 

2. die geographische Lage tler Gemeinden, in denen die 
Volksabstimmung stattgefumlen hat; 

3. die wirtschaftliche T.age der Gemeinden, in denen die 
Volksabstimmung stattgefunden hat; 

4. die polnischen Interessen an der Weichsel; 

5. die deutschen Interessen an der Weichsel. i 

Die Grenzfestsetzung selbst war Aufgabe der Grenzkom¬ 
mission. Sie mußte also vorstehende 5 Hauptfaktoren in lüiiiklang 
bringen. Das führte zu ernsten Schwierigkdten und bildet 
„das Weichselproblcra“. 
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B. Das Weichselproblem. 


T. Das Abst immungserj^^ebniB, 


JJius Kiirt'biiiS cKt \ olksiibst!f 11 Utting vom 11. «Juli 1020 nn 

unj^sgebirt liegt Ixgrumlet in cW ge- 
eciiiivlitlklien iJntv,iikiuiig und der Zusamnien.'^t’t'/nng der iie- 
YÖikeriing ilk?^ Landr.^. 

Das AhstimmnngPL'f biet bat zur einen lliilfU* niemals, zur 
tiidcrcn Halft ■ mir vui ülxi-gohm«! der polni^^men Ohr rluiheit 
ucit erstanden. 


Seit den fniliesten Zeiten 'WülttiTc* hier « in jafm.i.re.'iehei Vt'Ik - 
fttamiij, die (luien, <1ic wahrend d( i Völuf i w.irs'sTung zum grfOlen 
Teil dtis Cicbiet verließe n. Seit tlem 9. »laii:In.nueit >v.ir da.-j Land 
Ton den Pruzzen In'wohitt, eine^n tlen Litauern v erwitiiilton 
Stamme. Westlich ansehlirBenil jen>^-ii.-r der W« ich sei wohnte 
im 11. Jalnhiindt it eltt nlnwiselu r Xulksrr^m jn, die Ivassulien. 
Die x*ru/. 7 en warcii ein kiicgerisehes \ulk, da^- Lekelirungs- 
\ersuch(n lange li.rrttiaekig widetst ind. Hätiiig fielen sie in die 
wesihi'h iiii'l südlich angrenzendru (Tebic’te fin. Ha die jtrrtl- 
nlsehen hLv/^rge iiiehl iinstaiide waren, die Piu//.ci'. id-znui ’in'ul, 
wandten sie .‘^leh an d#n dein^r-ln'n P.ittri'tjidcm, erljal^ tj und 
eihiellt n seine Hilfe gegen die T'inz/en. Dafür wurdf' de tri tte.lei - 
orJ^ 1 all .- f.and iiördlieh der Dnwenz als Kigentum m.d tii.r 
t*e;;aftsgehiet feir rlieh un<l vt‘rti'aglic*li ziigf sprechen. Anf du sc 
ikrdinj'cngf II hin hKreann der deutsche Hitl' ivmlen 12:ii die 
Krohf-iiing, des Pmzzenlandes, und es gelang ihm, in 50 .lahren 
hartrii Kanapha ur:d z, lu r Arbeit, difs-.m Landstrich nicht nur zu 
erobern, stnidcrn am h zu kolvmi.^ieit'n. 

Di(‘ Hj vdlkeiung dts T.rmdefc wi.ide deutsch, deutseh wurde 
die Sjuaehe, df ufs hes IUa hl regelte die fkviehungen der Ik'völ- 
kcning, dtutsel.i' JL.uk,uii.st und deutaehe Kultur clrückti-n dem 
Lande iliren St< n'.i*el auf. iJie friihcre W ildnis wurde in })lüliendes 
Kulturland vcrv.’aJiue!!. Die ?’e jgrn nii stT deulsebcui \ er- 
gangenlieil des Lttntleä finden sieli allerorbm in deuu^rhen Orts¬ 
namen, deut^scLen 1\liehen. Stiidten und Sehlcissr-m. Alle Städte, 
nicht nur des Abstimmungsgehietr’S, Fontlern ded gesamten 
PrcuBenlaiides entstammen dirrter Zeit. 


Zunächst (In n/slndt igkeit* n, dann innc r^e Zwistigkeiten 
fiihrien zu Ikginn dos 15 .TaluhuntleiLs zu !\.iegin mit Polen, 
deren Ftilgc ein VVechsed <ler Oberhoheit war. Gegi n Zusicherung 
völliger Freiht it. freier Verwaltung und VcTfassung wurde dem 
Polenkönig die Oberhohe it über den westlichen Teil «les Landen 
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von dem Hitteronlen abgetrt^ten. Etwa 100 Jahre lang blieben 
die Rechte der tleutseben Bevölkerung unangetastet. Die Be¬ 
ziehungen zwisclien der polnischen Krone und dem Proußenstaato 
wurden durch eine preußische Gesandtschaft ara polnischen Hofe 
und liciin jx)lni3chen Reichstage geregelt. Tin .lahre 1569 aber 
vernichtete ein polnischer König die merlich verbrieften preus- 
Bi-schen Tle<;hte durch das Dekrcd von Lublin, indem er den 
preußischen Ständen die Verpflichtung aufcrlegtc, in Zukunft 
keine Gesandten mehr, eondern Abgeoidnete zura Reichstage zu 
entsenden. 

Damit erst wuixle der größere Teil de« Gebietes der früheren 
Provinz Westpreußtn zu einer Provinz dee Polnischen Staates. 
Hierzu gehörtc'n vom westprcußiachen AbBtimmungsgebiet die 
beiden Kreise Stuhm und Marienburg. Während di<‘ städtische 
Bevölkerung ihren deutschen Charakter größtenteils belüelt, Betzte 
auf dem Lande eine starke jxjlnische Einwanderung ein, deren 
Reste sich noch heute in Teilen cle.s Kreises Stuhm zeigen. 
Die Polen konnten sich jedoch aLs Einwanderer im all¬ 
gemeinen nur auf leichtem uml leicht zu l>ewirtschaftendem Boden 
ansiodeln und l)ehauptcn. Das Gebiet der Niederung blieb wie 
die Städte, seilet zur Zeit der polnischen Herrschaft, im wesent¬ 
lichen deutsch. 

Der östliche Teil d<5S alten PreuBenlandes war infolge des 
Glaubcnsw’cchscis des letzten Hochmeisters des deutschen Ritter¬ 
ordens, Albre<;ht8 von HohenzoUern, säkularisiert worden und 
1618 in den Besitz Brandenburg Preußens gekommen. Dazu 
gehörten auch von dem gegenwärtigen Alnatimmungsgebiet die 
Kreise Maricnwcnler und Kosenberg sowie das Gebiet von Groß 
Lcisienaii im Süden des heutigen AljetimraumrsGcbictes. 

Die Aufteilung Polens im 18. Jahrhundert ermöglichte es, 
den ZiiRarnmenhAng mit dies<^^m östlüiien Landes!eil, der deutsch 
gebliel)en war, und der ganzen Provinz wiederherzustellen und 
damit das alle deutsche Ordensland mit seinem Mutterlande, 
Deutschland, im ursprünglichen Cmfange zu vereinigen. Somit 
war die Erwerbung Frietlrichs des Grolkm im Jahrt* 1772 keine 
Annexion, sondern eine Desannexion, d. h. eine Wiedergut¬ 
machung. 

Die hieran unschlicfk‘nde Epoche der Wiodererneuerung der 
alten deutschen Kultur in diesen Gebieten verkörpert eine der 
gewaltigsten Leiistungen des preußischen Staates und der deutschen 
^völkcning Wc'stpreiißens. Ihre Erfolge liegen vor aller Augen, 
und €js bedarf nur des tjberschreitens der Grenze nach Kongreß- 
polen, um in den Unterschieden zwise.hen lx;iden Gebieten zu er¬ 
kennen, daß das Abstimmungsgebiet wie auch der abgetreten© 
Teil Wcstpreußf'rLs in 8<‘iner äußeren Erscheinung und nach 
seinem inneren Werte ein deutsches Land ist. Diis Polentum in 
ihm besteht au.s Einwanderern, die ini Laufe des 16. bis 18. Jahr¬ 
hunderts zugezogen sind. Ein wesentliches Kulturelement hat 
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die polnifH.ne Herrechaft nicht gebracht; etet« hat deutsches 
Recht gegolten. 

Das west preußische AliMtiininungHgebiet umfaßt rund 
24Cd qkni mit über ICÜOüO Einwohnern, «lavon waren bei der 
Volkszählung von 1910 etwa 85% I>eutsche und 15% Idolen. 

Im Kreise Marienwerder l)eträgt der Prozent^tz der 
deutschen Bevölkerung 91 %, in RosenlDerg 92%, Marienburg 98%. 
Der Kreis Stuhm zählt 58% deutsche und 42% polnische Ein¬ 
wohner. Die Deutschen steilen die llauptmaFse der Bevölkerung 
der iStädle dar. Auch in den ländlichen Ortschaften stehen die 
Polen sowohl als Bewohner wie als Grundbesitzer bii ter den 
Deutschen beträchtb'ch zurück. In der Weicbselnit*derun^ ist der 
Griindlxjsitz mit verschwindenden Ausnahmen in deutsclu r Hand. 
Auch die ülx?rwiegcnde Mehrzahl der städtischen Gew’crbebctriebo 
is» in deutschem Besitz. An Zahl, wirtschaftbcher Bedeutung 
und kultureller l^istungsfähigkeit überwiegt das Deutschtum du« 
Polentuni bei weitem. Von polnischer Seite wird zwar immer der 
Kreis Stuhm als jiolnischca l^and hingc^stellt. In Wirklichkeit 
befinden sich auch liier die Polen in der Minderheit (42 %). 
Außerdem ist ein großer Teil der Bewohner erst im l^ufe der 
Zeit jK)lonLsicrl worden. Nicht w’eniger als 27% der Personen 
mit polnischer Muttersprache tragen noch heute einen deutschen 
FainiJicnnamcn. Die Orte mit polnischer Mehrheit liegen zum 
größten Teil in «Icr Mitte eles Kreises auf einem verhältnismäßig 
eng begrenzten und durch deutsche Ortschaften stark beschränkten 
Kaum, in der Alitte cler polnischen Enklave wiederum liegen 
größere Orte mit deutscher Mehrheit. Es ist deshalb nicht 
möglich, den Kreis Stuhm aus dem Zusammenhang des deutschen 
Sprachgebietes herauszureißen, zu dem er nach seiner gcogni- 
pliLs<*}ien l.4ige und Beschaffenheit, seiner w'irtschaftlicheii Ten¬ 
denz, seiner Bevölkerung und Kultur durchaus gehört. Aber 
auch die Sympathien eines beträibtlichen Teiles der polnisch 
sprechenden Bevölkerung gehören nicht dem neuen polnischen 
Stmitswesen, w'ie die Abstimmung deutlich gezeigt hat. 

Nach der geschichtlichen Entwicklung und der Zusammen¬ 
setzung der Bevölkerung des Ahstiminungsgehietes konnte das 
Ahstimmungsergehnis auch nicht zweifelhjift sein. 

Die V’erordnurig über die V^olksahstiminung im west - 
preußischen Ahstimmun^^ehiet ist von dem internationalen 
Ausschuß unter Vorsitz ucs italienisriien Deputierten, Exzellenz 
Pavia, am 12. April 1920 erlassen worden. Stimmberechtigt war 
danjich jeder ohne Unterschieil des Geschlechts, der 

1. am 10. Januar 1920 das 20. Leliensjahr vollendet hat und 

2. in dem Ahatimimingsgcbiet geboren ist oder dort seit dem 
1. Januar 1914 seinen VV^ohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort hat. 

Die Abstimmung fand am 11. Juli 1920 statt und ergab 
folgendes Resultat: 



A, Die GeRanitergebnifisc iler vier Abstiiiimiuigsbreise. 


Kreis 

Zahl der al»frc)f?clK*ncn Stimmen 

insges. 

für Ostpreußen 
insge«. 1 % 

für Pi 
insges. 

^len 

1 % 

Marienwerder.... 

Roscnben< . 

Stijhm. 

Marienbarc. 

27 422 
34 628 
24 958 
17 996 

25 607 
33 498 
19 984 
17 805 

93,51 

96.90 
80,93 

98.91 

1779 

1073 

4904 

191 

BTSVlyS 

Im ganzen Abstim¬ 
mungsbezirk . . • 1 

105 004 

1 

96 894 

92,42 

7947 

7,58 


B. Abstiminun^THcrcebnifise der Ortöch>iflen. 


_ _ _ _-_ m ---^ 

Z 

•ihl d«=*r Ortschaften 

Kreis 

übcrluupt 

mit 

deutsciicr 

Mohrholt 

mit 

polnUchor 

Mohrhßlt 

mit 

StimiucQ- 

gißichbeit 

Marien wenler. 

97 

■1 

5 

1 

Rosen l^erg. 

135 

beb 

— 

— 

Stuhm. 
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Marieriburg. 

mm 

43 

— 

— 

Im ganzen AbHlimintings 

399 ' 

1 

371 

27 

1 

bezirk. 


Im einzelnen sind die ibstimniungsei^ebnisse ersichtlich ans 
der BiT>schüre: „Die Volksabfitiinmung in Wcstpreidkn am 
11. Juli 1920“, herausgegeben vom V^orsitzenden der Kontroll- 
• kormnission Marienwerder, Oberlandcsgerichlsrat a. D. und 
Genenillandschaftssyndikus Paul Hoffmaim; Dnick von Jubus 
Sauer, Diinzig. 


TT.'^ Die geographische Lage: 

Das Abstimmungsgebiet gehört seinem geologischen Charakter 
nach zur norddcuts<.‘hen Tiefebene und bildet innerhalb dieser 
eine geographiscLe Einheit zusammen mit der Provinz Ost¬ 
preußen. Die Bodcngcfttaltung. Verteilung von WasscT und 
Lin<l, Klima, unterscheidet sich in nichts von dem übrigen Nonl- 

deutschland. , i 

Nach zwei Seiten, nämlich von Westen und Norden, wird 
Gebiet von der Weichsel und ihrem rechten Mündungsanii, 
der Nogat, begrenzt. Die Südgrenze ist durch a«lminlstrativc 
GeMichtsi)unkte bestimmt. Es fehlt hier die Berücksichtigung 
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der imtürliciien gcogr.iphisclien Grenzen, wie sie bei der im 
übrigen mit dem lieuligen Abatmimungsgebiet öijereinstimmenden 
ulten LundHcLaft Poinciwanien durch die Ossa gebildet wurde. 

Nach Osten feldt jegliche natürliche Begrenzung, Da« 
Abstimmungsgebiet geht hier unmerklich in das ostpreußische 
]^nd.<^'hfiftsbild über. 

AmVVestrande des Abstimmungsgebietes, angrenzend an die 
Weichsel, befindet sich die „Marienwerderer Kiedening“. Sie 
umfaßt das ganze Gebiet, das im Osten von den Höhen der Koiston 
Rchhof und Mjirienwerder, im Süden von den Bingsbergen, im 
Westen von der Weichsel und im Norden von den Höhen liei 
Weißenberg eingeschlosHen wird. 

Die Nieilerimg bildet in sich eine geograpliische Einlieit 
innerhalb des westpreußischen Abstimmungsgebiete«. 

Da« geht besonders auch daniiis hervor, daß die ganze 
Marienw’enlerer Niederung durch ein in sich geHchloasencs Graben- 
System nach der Tdebe und durcl» diese in die Nogat entw'ässert. 
wird. 

m. Die wirtschaftliche Lage. 

Dos west preußische Abstimmungsgebiet liegt eingebettet in 
die größere Einheit der Provinz Ostpreußen als tleren Birwlcglied 
mit der Weichsel. Beide I.4indcsteile, zwischen Memel und 
Weich.sel liegend, bilden eine wirlscluiftliche Einheit. V^erkehrs- 
jxilitisch gnivitiert diese Einheit nicht von Norden nach Süden, 
sondern von Osten nach Westen. Dementsprechend sind die 
l)eiden Hauptbahnen: 

Marienburg- Königaberg—Eydtkuhnen undjl 
Thom—^Dt. Eylau—fnsterbiirs 

auch Ost-Westverbindungen. Zur Vermittlung des Verkehrs mit 
dem zwisclicn «len beiden Hauptbalinen liegenden Gebiet dienen 
zahlreiche Querverbindungen. 

Alle vorhandenen Verkehrswege bilden ein zusammen¬ 
hängend es Netz und sind die Zubringer für den Wasserverkehr. 

Der Wasserverkelir des Abstimmungsgebietes und des übrigen 
Ostpreußens Lst auf die Weichsel als einzig brauchbare Wasser- 
stniße angewiesen. 

Waren, die einen längeren Transport mit der Bahn m'cht 
vertragen, billig und in Massen befördert werden sollen, müsHcn 
mit K ahnen über die 0«lcr — Netze — Weichsel nach Ostpreußen 
gebracht oder umgekehrt’ von dort nach der Mitte iles Reiches 
wfonlert wrerden.! 

So sind in der Schiffahrtsperiodo von 1899—1920, d. h. bis 
zur Abtretung an Polen, jährlich durchschnittlich 416000 t Güter 
auf der Weichsel län^ «1er Marienwerderer Niederung befördert 
worden. Der Floßvencehr von und nach Rußland ist dabei nicht 
eingerechnet; er betrug 280 000 t. 
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Der Osten besitzt wenig nennenswerte Industrie und ist in 
seinem Bezüge von künstliciien Düngemitteln, Chemikiüien. 
Maschinen, Stoffen und sonstigen industriellen Bcdiirfsurtikeln 
auf den deutschen Westen angewiesen. Umgekehrt ist Ost¬ 
preußen der Hauptlieferant an N^dirungsmitteln für den deutschen 
Westen. 

0111 westjireußischen Abstimmungsgebiet mit rund 
165 271 ha Flächeninhalt entfallen 

auf landwirtschaftlich benutzbare Flächen 165 271 ha 

auf Wald. 44 736 „ 

auf Torfmoore. 5 000 

Der landwirtschaftlich benutzbare Grund und Boden stellt 
einen Wert von etwa 2 500 000 000 M. dar. 

Der Viehbestand beträgt: 


Plerde. 35 000 Stück 

Rinder.. . 31 415 

Schafe. 46 260 

Schweine. 77 295 

Ziegen. 9 623 .! 

Geflügel.382 691 

Ernteschätzung: 

Ro^en. 29 431 t 

Weizen. 10 883,, 

Gerste .II 876 

Hafer. 26 040 ,, 

Kartoffeln.91 717 .. 

Zuckerriil)cn. 22 135 ,, 


Zuckcrpixxluktion im Kreis Mariciiburg: 440 000 Zentner. 

Innerhalb des westpreußischen Abstimmungsgebietes bildet die 
Marienwrrclercr Niederung eine besondere wirtschaftliche Einheit, 
deren wirtschaftlicher Mittelpunkt die Stadt Marienwerder ist. 
Der Wan-naustausch vollzieht sich durch eine in Privatbesitz 
befindliche Kleinbahn. Die Bcw'ohner der Nie<leriing längs der 
\yeichsei treiben vielfach Fischerei, Obst- und Gemüsebau otler 
Korbflechterei. Ihre Erzeugnisse verfnu^hten sie auf der Weich.sel 
teils nach Marienburg, teils nach Kur/ebmek; von Kurzebrack 
geben die Wjiren mit der Kleinbahn auf den Markt nach Marien- 
w'erder. Der Urnscblagsverkehr am rechten VWichselufer im 
Kreise Marienwerder umfaßte im ganzen während der letzten 
FMedensjahre jährlich etw'a 34 0(X) t, außerdem ctw'u 2000 Fässer 
und 10 000 Kar.ghölzer. Auf Kurzebrack entfielen allein: 


1911 .45.‘J8 t und 64OC) l.Änghölzer, 

1912 . 5621 t „ 5400 


1913.5143 t „ 7000 
























— 15 — 


III. Die polnischen llnteressen an der Weichsel. 

Die polnischen Interessen an der Weichsel Ijestehen 

1. in den ihm nach Artikel 97, 4 zustehenden liechten, 

2. in der Schiffahrt. 

Die Rechte aus Artikel 97,4 sind „a) die volle und 
uneingeschränkte Überwachung des Stromes einschließ¬ 
lich seines östlichen Ufers in der Tiefe, die für die b) Regu¬ 
lierung und c) Verbesserungsarbeiten erforderlich iat*‘. 

a) Die ,,volle und uneingeHchränktc Überwachung 
des Stromes^* wirtl durch die Stroinpolizei ausgeübt; e% 
hjindelt sich dabei um häufiges Peilen (Messen der Fahr¬ 
tiefe) und Ausstecken sowie Verteilen der Schiffalirts- 
zeichen. Diese stehen auf den Bulinenköpfen und geben 
dem Schiffer die jeweilige Rage der F.'üirrinnc an. Wird 
von den stromauf gelegenen PegeI.stellen ,,starkes Wiicl^s- 
wasser“ (Steigen des Wassers) gemeldet, dann müssen die 
Schiffahrtszeichen schleunigst entfernt werden, damit sie 
der Strom nicht fortspült, wenn er die Buhnenkronen unter 
Wasser setzt. Der Schiffer bnvueht dann keine Zeichen 
mehr, an der Oberfläche ist genau erlvcnntlich, wo die 
Hauptströmung sich findet. Alle Arbeiten werden vom 
Bcx)t aus voi^enominen und dienen lediglich der Schiffahil. 

Polen braucht also zur vollen uncl imeingescluünkten 
t^benvachiing des Strome« selbst nur diu< Recht, die Strom¬ 
polizei auszuüben. 

b) Die Regulierung der Wcicliäel ist vom Preußiselien 
Staat von <ler Mündung bLs Thoni auf Mittelwasser durch- 
gefülirt. Der Fluß ist bei Mittel- und Niedrigwasscr von 
der Mündung bis Pieckei für lOOO-t-Käline, von Pieekel 
bis Neuenburg für 600-t-Kähne und von dort bis Thorn 
für t'KX) t-Külinc liefahrlmr. 

Wenn es sich heraiisstellcn sollte, daß diese Tnig- 
fiihigkeit zur Bewältigung des Schiffsverkehrs nicht aus¬ 
reicht, dann käme als nächste Verbesserung die llegiilicrung 
der Weichsel auf Niedrigwassc^r in Betracht, damit KXX) t- 
Kähne auch bei niedrigstem Wasserstluid den Strom auf 
der ganzen Strecke befahren können. Diese Ail)eit würde 
in einer weiteren Wrengung des jetzt 375 lu breiten Mittel- 
W{isserl>ette8 durch cntsprechctules Vortrcilien der beider¬ 
seitigen Bulinen bestehen. 

Auch diese Arbeit spielt sich ganz und gar innerhalb 
des Stromes ab; denn der Strom ist die natürliche Ver¬ 
kehrsstraße für die Baufahrzeuge der Strombau Verwaltung. 
Nur aushilfsweise lagert die Strombaiiverwaltung das 
Material, welche« sofort eingel^iiit werden soll, auf einem 
schmalen Uferstre-ifen. Das Rceht dazu kann ebemso gut 
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jetzt die polnische uie frfihcr die deutsche Stronibau- 
vcrwiiltung haben und ungehindert aiiaüben, was übrigen» 
im eigensten Interesse des Deutschen Reiche« liegt. 

c) Die Verbefißcrungsjirbeiten bestehen in der Unter¬ 
haltung der Strombauwerke; diese sind die Buhnen und 
die Deekwerke. Die Buhnen leiden hau])tsächlich an den 
Köpfen, die vom Strom iinterspült und vom Eisgang 
Ixtöchädigt werden. Das über die Buhnenkrone hinweg- 
Ireibcnde Eis pflegt auch die Werke landwärt« der 
Pflasterung zu oeschädigen. 

Wo das Ufer durch Deck werke geschützt ist, wird 
tnewtens nur der Auslauf der unter Wasser lic^endon 
J^schung beschädigt und muß durch Steinschüttung er 
gänzt und verbessert werden. 

2. Polens Schiffahrtsinteressen an der Weichsel bestehen 
aus zw'ei llauptfaktoren: dem Binnenverkehr und dem 
Transitverkehr. 

Der Binnenverkehr spielt sich von einem AnJageplat« 
zum anderen ab und dient nur dein Austausch der verschiedenen 
Landeserzeugnisse. l^äugs der Marienwerderer Niederung 
kommt dafür also lediglich das Westufer in Betracht. Dazu 
sind Häfen auf dem Ostufer, überflüssig. 

Der Transitverkehr dient, wie Polen sc'lbst und hei de« 
verschiedensten Gelegenheiten betont hat, der Versoi-gung 
ganz Polens. Die Haiiidunischlagsplätze für diesen Zweck 
sind Danzig, Dirsebau, Graudenz, Thorn, Wloclawck und 
Warschau. Also auch für den Transitverkehr hmucht Polen 
an der Marien werderer Niederung keinen Hafen. 

Es i.st behauptet worden, daß die Tragfähigkeit der 
WcichHel zur tlcwältigung des Schiffsverkehrs längs der 
Marienwerdercr Nie<lerung nicht ausreichend sei; zur Ent¬ 
lastung der Weicliscl müsse ein seitlicher Kanal durch die 
Marienw'cnlcrcr Niederung erbaut w'crdcn. Dieses sei aber nui 
möglich, w’enn die ganze Marienwenlerer Niederung an Polo» 
falle. 

Nach der Verkchrsstatistik der Weichsel.strombjiuVer¬ 
waltung während des 15jährigen Zeitabschnitt« 1899 bis 191S 
fand der größte Verkehr in den Jahren 1900 und 1912 mit je 
28 Schiffen, der niedrigste im Jahre 1915 mit 9 Schiffen pro 
Tag statt. Der Güterverkehr betrug in dieser Zeit im Jahres¬ 
durchschnitt 416 000 t. 

Berechnungen haben ergeben, daß die WcicliHel ohne 
weiteres in der I.Age i.st, selbst den Rheinverkehr bei Köhi 
von 19 OCX) 000 t jährlich zu bewältigen; das w’Orde ciao 
46fnche Steigerung gegen den Jahresdurchschnitt in der 
Schiffalirtsperiode 18^—1915 bedeuten. Bis ist aber keine»- 
falls zu erwart<‘n, daß eich der Weichselverkchr in absehbarer 
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Zeit «lemrt steigern könnte; schon jetz^t nach knapp zwei 
Jahren seit der Cbergai>e der Weichsel an Polen verfallen 
die Strom hau werke, die Weiefisel liegt vereklet da, selten sieht 
man ein Schiff. 

Die Behauptung muß also lediglic h als ein Vorw'and lx‘* 
zeichnet werden, unter clem die durch die Volksabstinimung 
Polen cntgiuigene Marienwenlcrer Niederung nachträglich 
dem |)olni.sc))en Stiuite cinverleibt wcnlen hüIL 

V. Ih’e^deutschen Tnteress€*n an der Weichsel. 

• 

Deutschland hat ein dopj¥^ltes Interc*ss© an der^ Weich-sel, 
und zwar: 

1. ein unroittelhan^, da« sich auf den freien Zugjing zum 
Fluß und auf die Benutzung des Stromes erstreckt, 

2. ein mittelljares, w'clches durc h die ständige Clxrschwem- 
miing.sgefahr der Marieiiwcnlerc;r Niederung durch das 
WeichseUiorhWasser hervorgerufej} wird. 


1. Freier Zugang. 

Wie schon iin Teil 111 naher ausgeführt, bildet, die Weiclisel 
die llauptwasserstndie Ostprc'ußens. Sie wird nach Fertig¬ 
stellung d<?s Mittellandkanal.^ für Ostpreußen nex^h an Bedeutung 
gewinnen. l>ie auf dem Wasserwege natrh (Hjtprcußen gehenden 
Oütor werden dann an Menge erheblich zunehmen. Da« erste 
Stück von OHtpreußen, auf welc hes diese Sendungen stc^ßen. ist 
dann die Marien wenlcrer Niederung, l-'idungen, die muh Miurien- 
hiirg, Filhing, Königsberg oder anderen Plätzen in der Nähe dieser 
Orte (xlcr im Norden der Pix>vinz bestiniint .sind, werden natürlicli 
bis zu diesen Plätzen weitergeleilet werden. Für alle Ladungen 
alxr, die niuL Orten in der südlichen Hälfte der Provinz, ins- 
Ivsonden» im Regicningslxzirk Allenstein und in den Kreisen 
Marienwerder und Hcjsenhcrg des hie.sigen Bezirks bestimmt sind, 
ist Kur/ehnick der gegel)ene Umschlagsplatz. Denn von hier aus 
sind, die Eisenbahnverbindungen kürzer als von den Seeliäfen 
odcT von Marienburg. 

Auf dem gleichen Wege werden in umgekehrter Kichtung die 
Ausfuhrprcxluktc Ostpreußens, in erster Linie Getreide und C)hst, 
nach dem lleich verfnichtet werden, soweit ihre Herkunftsorte 
näher zur Weichsel als zu den übrigen Scliiffahrtsplätzen ()st- 
preußens liegen. 

Wenn inan sich ein Bild von dem Umfange des zu erwartenden 
Schiffahrtsverkehrs zwischen dem W’eicliselhafen Kurzebrack und 
dem Reich machen will, so muß man sicli vor Augen halten, daß 
früher der Um.soldagsverkelir von Gräudenz und Thorn sich hia 
in das heutige Ostpreußen hinein erstreckt. Mindestens der 
Verkehr, der aus dem heutigen Ostpreußen früher nach Gräudenz 
luid Tliom ging, muß künftig zusammen mit demjenigen, der 
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früher über die UmschlagsplÄtze in der MarienwerdertT Niederung 
ging, über Kurzebrack oder einen anderen UiiiFchlngMplatz der 
Mariciiwcrderer Niederung geleitet werden. 

Aller VorausHicht nach wird ea sich sehr bald enveinen, daß 
auch <ler Hafen von Kurzebrack noch nicht ausreicht, um den 
zu erwartenden großen UiUKchlagsverkehr aufzunebiuen. Aua- 
baufähig aber ist der Haien von Kurzebrack nur in sehr be- 
Bchriinktem Umfange. Mit der Anlage eines zw'eiten L;u]ekais 
sind die Ausbaumöglichkeiten erschöpft. Für den AuHban zu 
einem wirklich modernen Umschlagbhafen von größerer Leistungs- 
(Ähigkeit fehlt es in Knrzebrack an den nötigen räuinlicben 
\'’or bedingungen. 

Insbesondere wird der Hafen von Kurzebrack in «einer 
Leistungsfähigkeit immer dadurch beschränkt bleiben, daß ihm 
der Anschluß an eine Vollbjihn fehlt. Kr besitzt nur Anschluß 
an die schmalspurige Kleinbahn des Kreises Marienwenlcr, und 
die Herstellung eines Anschlusses an die V^ollbahn würde so 
schwierig und kostspielig sein, daß sie für alischbare Zeit als 
völlig undurchführbju- bezekrhnet werden muß. Infolgedessen 
ist schon vor längerer Zeit die Anlage eines neuen großen Hafens 
mit Vollbalinanscliluß im nördlichen Polder l>ei Neuböfen in 
A\issicht genommen w'ordeii. Die Plane dazu sind bereit« mis- 
gearboitet. 

Für den Binnenverkehr zur Verfrachtung von Obst, Gemüse, 
Korbwaren usw'. kommen in erster Linie der Haien von Kurze- 
bmek und die Verkulcatellen Russenau, Groß Nebrau, Ivanitzkeu, 
Ziegellawjk und Schulwiese in Betracht (vgl. auch Teil Hl, S. 14). 

Ein groß<T Teil des Ufcrlandcs, welches aus fruchtbaren 
Wiesen besteht, ist Eigentuiii der Bevölkerung oder an diese 
verpjichtet. Sic weidet darauf ihr Vieh und cnitet das Heu. Die 
F'iseherei in der Weiclisel ist lebensbcTuf vieler Niederungs¬ 
bewohner; der freie Zugang zum Strom und die ungehinderte 
Ausübung ilirer Tätigkeit ist für diese I.«chensnotwendigkeit. 

Fast alle Oiiaehal'ten der Marienw^erderer Niederung in 
unmittelbarer Nalie der Weichsel liegen höher als das W'eichselbett 
und die Milte und der Ostteil der Niederung. Infolgedessen 
sind fast iiii^ends bniuchbaro Brunnen vorhanden. Die Be- 
w’ohner müssen ihr Vieh in der W^eichsel tranken und Wjisw^r 
und Eis zu wirt«chjiftUchen und gcw'erblichen Zwecken aus dem 
Muß entnehmen. 

2. Deichscbujtz. 

Die Marienwerderer Niederung bildet von Groß-W^olz bis 
VVeißenber^ ein einheitliches Überschw'eniinungsgebiet. Zum 
Schutz gegen Hochwussersgcfahr hatte die Niedernngsbevölkening 
bereits um die Weende vom 13. zum 14. Jahrhundert die ersten 
Weichseldeiche geschüttet. Die Bew'ohner erkannten b^ild, daß 
einzelne Deicbstücke nicht imstande sind, die ganze Niederung 
zu schützen. Die Ortschaften schloasen sich daher zunächst zu 
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Deichsozletaten, sjÄter zum Dcichvrrhand der Marienwerdcrer 
Niederung zusaiuinen, sie verbanden die einzelnen Deiclistücke 
untereinander zu einem einzigen zusammenhängenden Deich, 
der sich von den Bingsbeigen bei Groß-Wolz bis nach Weißenbeig 
hin erstreckt. 

Durch diese Verbindung der einzelnen Deichstücke zu einem 
einzigen zusaminenhängcnclen Deich erhielt dieser zalilrciehe 
Windungen untl KrOninmngcn. Bei IIoc.hwa.sser und Eisgang 
boten diese den Eis- und Wassermassen gute Angriffsflächen. 
Daraus entstand die Gefahr der Dcirhbrüche. Dm diese Gefjihr 
einzuscliränken und um ein liessercs Abfließen des Hoc*hwassers 
tind Eisganges zu ei*mÖgIichen, wurden die Deiche begradigt. 
Das geschah an vielen Stellen durch Anlage neuer Verbmdungs- 
«leichstückc zwisethen den Deichkiümniungen und dem Flußbett. 
Infolgedessen sind jetzt vielfach zwei Deiche vorhanden. Dem 
ilochwassersrhutz dienen heute nur ncx?h die neuen Deiche (so- 
genjuintcn äußeicn Deiche); nur diese werden noch unterhalten. 
An den alten lamleinwärts gelegenen Deichen werden keine Ver- 
be.HSeningsarl)eiten mehr ausgeführt; die Bauern tragen sie all¬ 
mählich ab. Sollte irgendwo der äußere Deicli brechen, dann 
nützen die alten Deiche auch nichts mehr; sie sind zu schwach, 
uni den Druck der Wassermassen aiLszuIialten und würden hinw'eg- 
gerissen werden. 

Die Deiche sind Privat Ixsitz des Deichverbjindcs; dieser ist 
<lurch die preußische l>eichgesct74'ebung zur Unterhaltung der 
Deiche verpflichtet. Der Stmit führt hierüber die- Aufsicht und 
leistet Beihilfen. Mit der Beguliening des Stromes oder mit der 
Schiffahrt liabcn Deiche nichts zu tun, sie sind lediglich zum 
Schutze de.*^ Hinterlandes gcigen t^liersclnvcinmungsgefalir cla. 
Dji 8 wird auch dadurch liew^iescn, daß Deiche vielfac-h lui nicht 
schiffbaren Flü.ssen und an Entwiisseiungsgrüben vorlianden sind. 

Der preußische Staat hat von jeher gewußt, daß staatliche 
Hilfe im Falle der Gefahr stets zu spät kommen würde; er iilior- 
ließ deswegen mit voller Allsicht den Ausbau und die V^ertelligung 
tler Deiche der in der Niederung wohnenden und von der Deieh- 
hruchsgefahr bcxlrohtcn Bevölkerung. 

Zur wirlcsamen Deich Verteidigung sind Deicliverteidigungs- 
plane aufgcstellt. dede Ortacliaft weiß genau, wde viele Menschen, 
Pferde, Wagen, Sandsäcke lls^v. sic iin Falle der Gefahr auf den 
Ikdch bringen muß. Zeigen sich hei Hochwtusser o<ler Eisgang 
Aus.'^pQlungen auf der Außenseite des Deiches, oder quillt Wtusser 
an der Deichsohlc duieli, so ist höch.ste Eile geboten. In wenigen 
Stunden müssen Hunderte von Menschen mit Gesjiannen und 
VerteidigungMinaterial an der gefährdeten Stelle sein, sonst 
gelingt es nicht mehr, die Gefahr zu licschw'örcn. 

Vorbedingung hierzu ist aber die einheitliche I^eitung. Des¬ 
halb ist auch da.s Oberhaupt des Deichverbandes, der Deichhaupt- 
niann, für den Ernstfall mit umfassenden V’^ollinacbten aiisge- 
stattet. Es ist aber für ihn unmöglich, eine wirksame Deich- 
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Verteidigung zu orgiinisiercn und im BcdarfFfall in Tätigkeit zu 
setzen, wenn ein Teil seine« Wirkungsbereiche seinem Einfluß 
entzogen ist. 

Daß auch in neuester Zeit Deichbrüche Vorkommen, lieweist 
der Durchbruch des Deiches an dem Flüßchen Liul in den Graf¬ 
schaften Lincoh)shire und LancJishiie in England vom Mai 1920. 
Die Stadt Louth wurde hierl>ei zerstört, zahlreiche Bauerngehi^fte 
vernichtet und eine große Anzalil von ^lenschen und Vieh getötet. 
Wenn hier schon unter kleinen Verlmltnissen eine denirtigc 
Katastrophe eintreten konnte, so kann man ermc^n, welch 
verlieerende Verwüstungen ein Deichbruch in der Marienwerderer 
Niederung juuichten würde. Dj\s gjinze Weichselhochwiisser 
würde siä in <Ue Niederung ergießen, da.s J^and überfluten und 
Menschen und ihr Hab und CJut vernichten. Nur die einheitliche 
Organisation des Deichverbandes ist imstande, die Gcfaiiren ein¬ 
zuschranken und zu bekämpfen. 

Ebenso sind die Deichbiuche an der (Xler l)ei Breslau und an 
der Weichsel liei Warschau und deren Folgen für die Ijetroffene 
Bevölkerung noch in frischer Erinnerung. 

Zur Unterhaltung der Deiche braucht der Deich verband 
Land zur Boden- und Strauchwerkentnahme. Die Fintimhme 
gescliieht dort, wo die Interessen der Ljindwirtc nicht gcschaclTgl 
werden; das ist auf der äußeren Seit^ des Deiches zwisc^hen Deich 
und Flußbett. Deshalb ist auch dieses Land von altersher von 
den Nie<lerangsbewohnem mit Stmuchw'crk bepflanzt w’onlcn. 

VV^oUtc man auf der Innenseite des Ik^iches Bcxlen zn Deich- 
arlx?iten entnehmen, so würde man guten Ackerboden entfernen 
und vor allen, durch die entstehenden Vertiefungen in der Erd¬ 
oberfläche die Ansammlung von Grund wasser hervornifcn. 
Hierdurch würde die ordnungsmäßige Entwüssenmg unmöglich 
gemacht werden und die Gefahr der Versumpfung entstehen. 

Deshalb bleibt der Dcichverhand zur Bodenentnalune nur 
auf das Vorliuxl zwi.schen Deich und Flußufer migewiesen. 

Alle Arbeiten an den Deichen werden vom Lande her aiia 
gefülirt, weil sich dj»s Material hierzu in unmittelbarer Nahe der 
Deiche auf dem [..^inde befindet und die Arbeitskräfte der Nie¬ 
derungsbevölkerung angehören. Der Materialtransport geschieht 
zu Wagen, meistens auf iler Deichkrone. 

' Infolgedessen ist es für die Marienwerderor Nie<lcrung I.,ebens- 
interesse, daß das ganze Deichverbandsgebiet unter «Icutscher 
Staatshoheit bleibt und daß dius Vorland zwischen Deicdi und 
Fluß dem Deichverband zur Bodencntnahiuc erhalten wird. 
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C. Gang der Grenzfestsetzung. 

Nach Artikrl 97 Abs. 4 Kolltc der internationale Abstiminungs- 
ausftchuü nach Beendigung der Al)9timmung den alliierten und 
assoziierten Hauptmächten einen Ikricht. Ober die Abstimmung 
cinreichen und glciclizcitig einen Vorschlag für die künftige 
dentsch-i)olnIsche Grenze längs des Abstimmungsgebietes unter- 
brt‘itcn. 

Um den inU'mationalen Abetimmungsausschuß über die 
genauen wirtschaftlichen und geographischen Verhältnisse iiti 
weetpreußischen AlHütimmungsgebict eingehend zu unterrichten, 
wurde im Juni 1920 von dem ,,Deutschen Ausscjhuß für West- 
preußen“ eine Dcnksclirlft ausgearbeitet und am Al)etinimmigstage 
dem Vonsilzendeii des Abstiimuungsaiisschusscs, Exzellenz Pavia, 
übergeben. 

Der üiternationale Alistimmungsausschuß legte gleieh nach 
der Abstimmung gemäß Artikel 97 Alw. 4 seine Vorschläge für 
die Grenzfühn-Uig der Botschafterkonferenz vor. 

Unter dem Eindruck der unmittelbar bevorstehenden Gefahr 
des Eininansches lx)Lschew’istisrher ^rruy>pen in das west preußische 
Al)8timinungsgcbiet wurden diese Vorschläge in großer Eile ab¬ 
gefaßt und wahrscheinlich besonderer Wert auf eine l^ösiuig 
gelegt, auf die sich alle Älitglieder der Abstimmmigskommission 
schnell einigen konnten. iS ist daher durchaus zu verstehen, 
wenn die Vorschläge die tatsächlichen wirtschaftlichen und 
geographischen Verhältnisse nicht in gebührender Welse berück¬ 
sichtigt haben. 

Die lk)t8chufterkonferenz erließ in ihrer Note vom 12. August 
1920 die grundlegenden Bestimmungen für die Grenzfcstsctziing 
durch die GrenzKommission im westpreußischon Abstimmungs¬ 
gebiet. Danach sollte die Grenze im allgemeinen zwischen Fluß 
und Deich verlaufen; an denjenigen »Stellen, an denen zwei Deiche 
vorhanden sind, sollte der westliche Polen gehören, die fünf 
Ortschaften: Johannisdorf, Anßendeich, Neuliebeiiau, Kramors- 
hof und Kloinfelde, ferner der Hafen von Kurzebrack und der 
Brückenkopf der Münsterw’aldcr Eisenbahnbrücke sollten an 
Polen fallen*). 

Gegen diese Entscheidung j)rotc8tierte die Deutsche Regierung 
in ilirer Note vom 14. August 1920. 

*) Anmerkuug. Pie Absti(Dmung^rgebiiiss:e der 5 Ortschaften sind folgende: 
Johannisdorf l2u Putsch 111 potniech 

AuCecitleich 26 „ 99 , 

Kfiul ebci au 16 • 22 , 

KrHtnenihof 8 . 

KJeinfclde Ib ^ • 
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Auf Grund der lk)t8cliaftei ratenotc vom 12. August 1920 
l>estimmto die interalliierte AljKUniinun^kommission am 15. Au- 
eust 1920 eine vorläufige Deniarkatiunsliiiie, die iiii wesentlichen 
den Bestimmungen der Note %'om 12. August 1920 entsprach und 
am 16. August 1920 von Idolen besetzt wurde. Gegen diese 
Anordnung der interalliierten Abstimmungskommission legte der 
deutsche Tivolimächtigte für das westpreußi.sche Abstimmun".s- 
gebiet bei Exzellenz Pavia alsbald mündlic;hen Prote.st ein. 

Auf Grund dieser Lage begann nimmehr im Oktober 1921» 
die „Kommission zur Festsetzung der dcutsch-j)olni.schen Grenzen“ 
ihre. Arl)eit. 

Die Kommission bestand aus je einem deutschen, polni.schen, 
französischen, cngli.sehen, italienischen und japanischen Kom 
mis.sar. V^orsitzender der Kommission war der französisclu' 
General, Exzellenz Du[K)nt. 

Im Laufe des letzten Viertel]alires 192f) w'urde die deutsch- 
]X)lnisclie Landesgrenze von der clK*maIigC‘n deutsch rassLschen 
Grenze in der Gegend von Neiden bürg bis in ilie Gegend süd¬ 
westlich I>cutsch-Eylau festgesetzt. 

Bevor die Grenzkommission ihre Arbeit im Gelände Ix^ann, 
wurden jedesmal ßekanntinac’hungen des Generals Du])ont an 
die Bevölkerung in den Gn’iizortschaften öffentlich cangeschlagen 
und in den Amtsblättern ven'iffentlicht. Da« geschah auch in 
der Marienwerderer Niederung im Februar 1921. Danach sollte 
die Ik'völkerung dos Hecht halxni, ilire Wünsche für die endgültige 
Grenzführung der Kommission in örtlichen Verhandlungen 
vorzut ragen. 

Bereits iui Oktober 1920 hatte die Grenzkommission eine 
ßc reisiuig der Weicltsel voigcnommen, um .sich noch vor Eintritt 
luigünstigcr Witterung über die technischen Fragen an der 
WeicKsel zu informieren. Dabei traten viele, durch die Bot- 
schafterratsnotc vom 12. August 1920 hervorgerufene, unzu¬ 
treffende An.schaumigen über das Wesen und die Aufgaben der 
Weich.scldeiclte zutage, l’m Klarheit über <liese hmgen zu 
schaffen, waifde von der deutschen Delegation im November 1920 
eine Denkschrift ausgearbeitet; sie wurde am 12. Dezcmlier 1920 
zunächst nur Generai Dupont gegeben, später nach geringfügiger 
Fmarbeitung gedruckt (Posen, den 2. Februar 1921) und sämt¬ 
lichen Kommis.sami sowie den Kogierungen in Paris, London. 
Rom, Tokio, der Botschafterkonferenz und General Iluking in 
Danzig überreicht. 

Am G. l>ezeml>er 1920 richtete General Duj>ont eine NoU' 
an die Botschafterkonferenz. Daraus ging hervor, daß Polen unter 
dem Vorwand, zur Entlastung der Weicliselschiffahrt einen 
soitliclicn Kanal durch die Marienwerderer Niederung bauen zu 
müssen, die ganze Niederung für sich beanspruchte. 

Die jKjInische Delegation leantragtc im IX^zeinbcr 1920 unter 
Berufung auf die Botscliaftorratsnotc vom 12. Augu.vt 1920 die 
Entsoiidimg von Sachverständigen, welche du‘ technischen Fragen 
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der Grenzfestaetzung an der Weich.scl prüfen und bcgnlachton 
Kollten. Diesem Antrag der j)oInifichen Delegation entsprechend, 
bcßtiinmte die Botachafterkonfereiiz drei Sachvemtändige von 
England, Fninkreich und Italien, die im Frülijahr 1921 zur 
Grenzkommission treten aollien, um ihre Studien an der Weichsel 
vorzuiK'hmen. 

lin Februar und März 1921 wurde von der deutschen Dele¬ 
gation der Grenzkoramißsion eine neue umfangreiche Denkschrift 
Husgearbeitet. Sic behandelte die sich aus dem Friedens vertrag 
uncT der Botschafterratsnote vom 12. AiigiLst 1920 ergebenden 
Widersprüche und enthielt die deutschen V^orschliige für die 
Grenzfestsetzung. Deutschland beanspruchte hiernach auf Grund 
der Botschafterratsnote vom 12. August 1920 als Grenze eine 
Linie zwischen Fluß und Deich, die im Durchschnitt 50 m östlich 
von <ler Streichünie (Verbindungslinie der Buhnenköpfe) ver¬ 
lauft, ferner wurde die Rückgabe der fünf Weichseldörfer 
(dohannisdorf, Außendeich, Nculicbenau, Kramershof und Klein- 
felde), des Hafens von Kiirzebrack, des Geländes am östlichen 
Brückenkopf der Münsterwalder Eisenbahnbrücke und der zwei 
in dem an Polen abgetretenen Krcise Graudenz liegenden, alKT 
zu dem einheitlichen Dcichvcrbandsgebiet der JMarienwerderer 
Niedening gchöitMidcn, bcklcn Genieindcm Groß und Klein Wolz 
an Deutschland gefordert. 

Im April 1921 erschienen die Sachverständigen, und zwar: 
für England Mr. Luke, für Frankreich Mr. Robert, für Italien 
Mr. Sassi; unter Mitwirkung von deutschen mul {K)lnischcn 
Sachverständigen nahmen sie ihre »kundungen an der Weich.scl 
vor. 

Während die Stvehverstündigen ihre Erkundungen aus¬ 
führten, setzten <lie Kommissare ihre Arbeiten an der deutscli- 
polni.schen I^ulmrenze am Südrand de« Kreises Marienwerder 
lort. Dabc*i wurde am 11. Mai 1921 der für Deutschland äußerst 
wichtige und nach der vorläufigen Demarkationslinie vom 
lö. August 1920 auch bei Deutschland verbliebene Bahnhof 
Garnsee Polen ziigeteilt, weil von dort eine Nel)enbahn nietlrigHtor 
Klasse nach TiCssen abzweigt. Deutscbhuid Ist jetzt gezwmigeii, 
für die Stadt Ganisec und ihr Hinterland einen neuen Bahnhof 
für etwa 30—50 Millionen Mark zu bauen. General Dupont 
erkannte selbst an, daß Deutschland durch die Abtrennung des 
Bahnhofs Garusoe benachteiligt worden ist und daß geringfügige 
Grenzverbesscningen südwestlich Gamsec keine aasreichenae 
Kompensation für den verlorenen Bahnhof darstcUen. 

Am 10. Mai 1921 w urde die zweite Weichseldenkschrift den 
alliierten Kommissaren und Sachverständigen und einige Tage 
später gleichfalls den Regierungen in London, Paris, Rom und 
Tokio sowie der Botschafterkonferenz übergeben. 

Noch während der Arbeit der Sachverständigen, al)cr nach 
der erfolgten Ubcigabo der zweiten Wcichscldenkschrift traf eine 
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Note der Jiotschjifterkonfcrenz vom 6. April 1921 als Antwort 
auf die erste Denkschrift vom 2. Februar 1921 bei der deutschen 
Delegation ein. l>ie«i» Kote bot. der deutschen Delegation die 
Möglichkeit, über die Forderungen der zweiten Weicbseldenk« 
Hchrift hinauszugehen und sich wieder vornehmlich auf den 
Friedensverlrag, Artikel 28 und 30 zu berufen. In einer Koto vom 
26. Mai 1921 wurde abweichend von den bisherigen Fonlerungen 
als Staatshoheitsgrenze die Mittellinie der Hauptschiffahrts¬ 
rinne der Weichsel und als Kon trollgrenze eine Linie 50 ra 
östlich der Streichlinie gefordert. Die alte Forderung der Rück¬ 
gabe von Groß und Klein Wolz konnte trotzflem aiifrccht- 
erhalten w-erden. 

Kndc Mai hatten die Sjichverständigcn ihre Studien l)eendet. 
Das Ergebnis faßten sie in ausfühilichen Gutachten zusammen. 
Die SachvcraUlndigcn von England mid Italien schlossen sich 
darin grundsätzlich dem deutschen Standpunkt an, während der 
französische Sachverständige im allgemeinen der polnischcii 
Ansicht bcfitrat 

General Dupont lerief zum 16. »luni eine Vollsitzimg nach 
Posen ein. Am der Tagc^ordnimg stand „Festsetzung der 
VVcichselgrcnze“. Nach der Kote, welche die Einladung zur 
Sitzung enthielt, sollten aber die Gutachten der Sachverständicen 
nicht erörtert werden, weil sie „Werturteile enthielten, die üoer 
die Kompetenzen der Kommission hinauscehen“. Die Kom¬ 
mission sollte sich vielmehr nur mit den „Scnlußfolgerungen der 
Gutachten“ beschäftigen; die Gutachten selbst stellten irn 
Schlußbericht des Generals Du|>ont an die Botschafterkonferenz 
Verwendung finden. Gegen dieses sehr durchsichtige Absicht 
protestierte die deutsche Delegation vergeblich. 

ln der Vollsitziuig vom 15. Juni 1921 stellte sich General 
Dupont auf den Standpunkt, daß die Grundlage der Grenz¬ 
festsetzung an der Weichsel die Note der Botschafterkonferenz 
vom 12. August 1920 biklc; die Kommission sei nur befugt, 
solche Abänderungen von dieser Linie vorzunchmen, welche zur 
Wahrung der Poien in Artikel 97 Abs. 4 garantierten Rechte 
notwendig sind. Die Bew'ohner der Nitrierung seien nur unter 
Vorbehalt deutsch. 

Im l.^ufc der Verhandlung stellte General Dupont zw'ci 
Fragen zur Abstimmung: 

1. Bilden Fluß, Deich und Niederung ein miteilbares Ganzes ? 

2. Genügt, die durch die Note der Botscliafterkonfercnz vorn 
12. August 1921 gezogene Grenze zur Ausübung von 
Folcir.s Rechten gemäß Artikel 97 Abs. 4 ? 

Die Abstimmung über die Frage 1 wurde ohne Dbkussiou 
angenommen und ergab: 
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deutscher 

englischer 

italienischer 

japanischer 

französischer 

polnischer 


/ Kommissar: 


J Kommissar: 


Nein. 


Ja. 


l^i Frage 2 wurde die Abstimmung erst gegen den scharfen 
Widerspruch der Polen, welche sofort eine Entscheidung der 
Botschafterkonferenz herbeizuführen beantragten, vom deutschen 
Kommissar durchgesetzt; sie ergab: 


deutscher 
englischer 
italienischer 
japanischer 
französischer Kommissar: 


Kommissar: Ja. 


Nein. 


Der polnische Kommissar enthielt sich der Stimmabgabe und 
erklärte, zur Abstimmung über diese Frage von seiner Kegierung 
nicht cnnächtigt zu sein, sondern neue Weusungen einholen zu 
müssen. 

Die polnische Regierung fügte sich dem Mehrheitsbeschluß 
der Kommission nicht Und richtete aii die Botschafterkonferenz 
eine Note, in der sie die Entsendung eines sachverständigen Ober¬ 
schiedsrichters durch einen nicht in der Kommission vertretenen 
Staat (z. B. Nordamerika) erbat. General Dujx^nt hielt diese 
Note für unamiehmbar und berichtete in diesem Sinne an die 
Botschafterkonferenz. 

Die Verhandlungen über die Grenzfestsetzung an der Weichsel 
wurden durch den ]X)lnischen Protest unterbrochen. 

Um auf andere VVeise zu einer Ehiigung zu gelangen, machte 
der engli.sche Kommissar einen Vermittlungsvorschlag; nach 
diesem sollte Deutschland sich verpflichten, die Weiclisel auf 
Niedrigw'asser zu regulieren, dafür sollte es das ganze Dcich- 
verbandsgebiet wieder zurückerhalten. 

Die deutsche Delegation stimmte diesem Voi-schlage im 
Prinzip zu und machte ihrerseits einen eingehenden V'ertrags- 
entwurf. Dieser Einigungsvcrsuch wurde von der pohiischen 
Delegation abgclehnt. 

Unter dem 25. Juh 1921 teilte die Botschafterkoiiferenz mit, 
daß sie keinen neuen Sachverständigen entsenden würfle, sondern 
daß die Gnmzkommission die Angelegenheit — nötigenfalls auf 
dem Wege des Gebietsaustausehes — selbst regeln solle. 

Infolgedessen l)erie{ General Diipont zum 27. August eine 
neue Sitzung ein. In dieser Sitzung faßte die Kommission gegen 
die Stimme des deutschen Kommissars l^cschluß über die Grenz¬ 
führung. Ein Hinweis der deutschen Kommissars darauf, daß 
die Bevölkerung dem erteilten V^ereprechen gemäß noch gar nicht 
angehört worden sei, fand keine Berücksichtigung. 
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Die am 27. August 1921 bc?schJosseue Grenyx? sollte im all¬ 
gemeinen zwischen Fluß und l>cich 20 Meter westlich des Deich- 
flusscs verlaufen, die fiinf VVeichseldörfer und Groß und Klein 
\Volz sollten [wlniscih blcilwn, am Hafen von Kurzebnick sollten 
der Hafen selbst und ein bisher noch in deutscher Hand befind¬ 
licher kleiner Pegelhafen gleichfalls an Polen fallen; am Brücken¬ 
kopf der Münsterwalder Eisenbahnbrücke sollte das ganze Land 
zwiscihcn den dort vorhandenen beiden Deichen Polen zugeteilt 
werden. 

Damit soUtc also Ostj)reußen vollkommen von der Weichsel 
abgcsclmittcn und der einheitliche Deichschutz unmöglich ge¬ 
macht werden. Der gleichzeitig mit der Grenzfestsetzung 
Deutschland zu gewahrende freie Zugang zur Weichsel war nicht 
geschaffen. 

Die neue Grenze sollte ira September von Deutschland und 
Polen beisetzt werden; diese Weisung dc.s Generals Duj)ont wurde 
jedcxjh auf den Einspruch de« deutschen Kommissam hin wieder 
zurückgezogen. 

I^r beigeordnete französis(!hc Kommissar, Oberstleutnant 
Gardan, machte nunmehr einen neuen Vermittlungsvorscldag; 
dieser lehnte sich an den vom englischen Kommissar gemachten 
Vorschlag an. 

Die Putsche Regierung erklärte trotz mancherlei Bedenken 
ihr grundsätzliches Einverständnis. Aber auch dieser Vorschlag 
wurde von den Polen abgelchnt. 

T>ie deutsche Regierung sandte im Laufe der letzten Monate 
des Jahres 1921 drei Noten an die Botschafterkonferenz, um auf 
die Lösung der Fragen des freien Zugangs zur Weichsel und des 
einheitlichen Deichschutzes hinzuwirken. Von der Botschafter¬ 
konferenz ging auf diese drei Noten erst unter dem 27. Januar 1922 
eine Antwort ein. Es wurde darin vorgcschlagen, daß für die 
Regelung der lieiden noch offenen Fragen je ein deutscher und ein 
polnischer Sachverständiger crminnt werden solle. 

Die deutsche RegicTiuig antwortete in einer Note vom 
7. März 1922, in der sie sich trotz aller Beilenken bereit erklärte, 
an der Lösung der Angelegenheit durch Entsendung eine« Sach¬ 
verständigen mitzuwirken; sic schlug aber vor, daß die Sach- 
verstiüidigeiiberatungen unter dem Vorsitz eines neutralen Ob¬ 
manns «tattfinden sollten, weil ohne diesen eine Einigung der 
deutschen und |K)lnischen Sachverständiwn nicht zu erwarten tiei. 

Am 4. Mäi-z 1922 gab der neue v’^orsitzende der Grenz- 
komniission, Oberstleutnant Gardan, miter Berufung auf die 
Note der Botschafterkoiiferenz vom 27. Januar 1922 in einer Note 
an die in der Grenzkommission vertretenen Kommissare bekamit, 
daß in einer Sitzung zwischen dem 10. und 15. März 1922 der 
Grenzbcöchluß vom 27. August 1921 ratifiziert werden solle. Die 
Sitzung fand am 13. März 1922 m Kattowitz statt. Darin wurde 
mit allen gegen die deutsche Stimme beschlossen, daß die am 
27. August 1921 festgesetzte Grenze nunmehr endgültig ange- 
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noiumcn und am 31. Marz 1922 von den beiden beteiligten Staaten 
— Deutschland und Polen — zu bctictzen sei. 

Der deutsche Komn^sar erklärte, daß man Deutschland 
"Wohl diese Grenze aufzwingen könne, daß aber wetlcr er noch 
seine Regierung diese Grenze annähmen. 

••II Grenzbeschluß am meisten betroffene Be¬ 

völkerung der Marienwerderer Niederung imd ganz Ostpreußen 
sandte schärfste Proteste an die Iteichs- und Staatsremerung 
Die Bewohner der fünf Or^haften schlossen sich ohne Unter¬ 
schied der Nationalität in einer besonderen Resolution an. Eine 
Deputation begab sich nach Berlin. Presse und Parlament unter¬ 
stützten di© Aktion der Bevölkerung. Die deutsche Regierung 
erhob bei der Botschafterkonferenz Dinsjiruch. 

ln einer Sitzmig vom 25. Mürz 1922 beschloß die Botschafter- 
konferenz, die Au-sführung des Beschlusses der Grenzkominission 
vorläufig auszusetzen und die Grenzkommission zu einem Bericht 
über die Gründe ihres Beschlusses aufzufordern. 

Die ostnreußi^he Bevölkerung legt den größten Wert darauf, 
d^ie Lnmöglichkeit der von der Grenzkommission getroffenen 
Entscheidung persönlich der Botschafterkonferenz in Paria vor¬ 
zutragen. Über den Empfang der Imputation soll nach Eingang 
des Berichtes der Grcnzkommlssion von der Botscluiftcrkonfcrenz 
beraten werden. 
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D. Die Grenze v. 27. August 1921/13. Marz 1922 

und ihre Folgen. 

Nach Artikel 97 Ahs. 4 «olltc für die Grenzfestsetzung liinga 
der Weichsel der durch die Abetinimung kundgegebfMio Wille der 
13evölkeriing sowie die geograpliische und w'irtschaftlichc LiEgc 
der Ortschaften maßgebend sein. 

Trotzdem werden fünf Ortschaften, von denen zwei mit 
deutscher Mehrheit (Johannisdorf und Kleinfelde) und eine mit 
Stimmengleichheit (Kramershof) abgestimmt haben, Polen zu- 

^^^Dic Ik?wohner haben zwar seinerzeit zum Teil für Polen 
gestimmt, aber nur, weil sic dazu beitragen wollten, daß das 
ganze westpreußische Abstimmunragebiet jx)!nist5h werde. 

Nachdem die übrigen Teile deutsch geblieben sind^ und sie 
zwei Jahre bittere Krftmrungen gemacht liaben, bitten sie selbst, 
wieder mit Deutschland vereinigt zu werden. 

Alle fünf Ortschaften sind wirtschaftlich auf Marienwerder 
angewiesen und bilden mit der übrigen Marienwerderer Niederung 

eine geographische Einheit. j o r • i* 

Demnach kann nur angenommen werden, daß für die 
Schaffung der jKilnischcn ßrückenköpfe auf dem östlichenW eichsel- 
ufer und für die Abdrängung Ostpreußens von der Weichsel aus- 
schließlich strategische Gründe maßgebend gewesen sind. 

Bestätigt wird diese Auffassiuig durch einen Artikel in der 
Nr. 85 der „Gazeta Gdanska“ vom 12. April 1922, darin heißt 

es nämlich: , r • u 

Tn den 5 Dörfern, die mit dem Brückenkopf einen sehr 

wichtigen strategisc^hen Punkt bilden, wohnen .... 

Die Grenze vom 27. August 1921 ist festgesetzt und^ am 
13. März 1922 ratifiziert w'orden, olme daß die intcressierto 
Bevölkerung der Marienwerderer Niederung entgegen ßcm 
ausdrücklichen Versprechen de.s Generals Du{x>nt nach ihren 
Wünschen befragt worden ist. Infolgedessen sind die Grund¬ 
stücke von mehr als 40 Besitzern und Bauern zerschnitten worden. 

Nach Artikel 97 Abs. 5 sollt<*n die alliierten und assoziierten 
Hauptmächte gleichzeitig mit der Grcnzfestsetzmig^ Be¬ 
stimmungen über den freien Zugang Ostpreußens zur Weichsel 
treffen. 

Durch den Grenzbeschluß vom 27. August 1921/13. Marz 
1922 ist Ostpreußen von der Weichsel vollkommen abgcsclinittcn, 
der fnäe Zugang soll nachträglich durch unmittelbare 
handlungen zwischen Deutschland und Polen vertraglich sicher- 
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gefltellt werden, obwohl die Botechafterkonferenz in ihrer Note 
vom 27. Januar 1922 anerkennt, daß die Frage des freien Zugangs 
zur Weichsel eng mit der Oreiizfestsetzuiig verknüpft ist. 

Die nähere Prüfung der Regelung des freien Zugangs zur 
Weichsel hätte unzweifelhaft ohne weiteres die Unmöglichkeit 
der beabsichtigten Grenzführung ergelxiii. 

General Du{)ont bezeichnet die Grenze vorn 27. August 1921 
selbst als ,,technisch schlecht“ und ist der Ansicht, daß die Zer¬ 
reißung des Deichverbandsgebieta „ernste UnZuträglichkeiten 
und sogar Gefahren für die Zukunft“ bietet. 

Die Botachaftorkonferenz stimmt der deutschen Auffassung 
darin zu, daß die „Werke“ (Deiche) zum Schutze der Marien- 
werdercr Niederung gegen Hochwassersgefahr ein einziges Schutz¬ 
system bilden; trotz/lcm sind die Deiche an 7 Stellen durch- 
schniiton und in 8 Teile zerlegt, von denen sich 4 Teile in deutscher 
und 4 in ix)lni6chcr Hand lx?iinden. Ein einheitlicher Deichschutz 
ist infolgcrieesen unmöglich gemacht. 

Diesen Übelstand will die Botscliaftcrkoiiferenz durch einen 
„scrv’ice local“ behoben wissen. 

Die Lösung ist praktisch schon deshalb ohne Wert, weil Polen 
so gut wie gar kein Interesse an der Deichunterhaltung und dem 
Schutz der deutschen Niederung hat. 

h'ür den am 11. Mai 1921 Deutschland abgenommenen Bahn¬ 
hof Garnsco hat Deutsc;hland keine Kompen.‘^ation erhalten, 
obwohl General Dupont selbst anerkannt hat, daß Deutschland 
für den V^crlust des Bahnhofs noch nicht ausreichend entschädigt 
worden ist. 

Wenn die Weichsclgrcnze so Ixistchen bleiben soUto, wie sie 
v'on der Grenzkommission bisher festgesetzt worden ist, so sind 
die Folgen sowohl für die unmittelbar betroffene Bevölkerung 
als auch für ganz Ostpreußen unabsehbar. 

Die fünf Ortschaften sind unter polnischer Staatshoheit 
wirtschaftlich dem sicheren Untergang ausgeliefcrt. Von ihrem 
natürlichen Hinterland und Absatzgebiet, der Marienwerde/er 
Niederung, sind sie abgeschnitten. Von ihrem Staat sind sie 
durah die VVeich.sel getrennt, die oft tage- o<ler wochenlang nicht 
überschreitbar ist. In sanitärer Hinsicht siml sie hilflos^ kein 
Arzt, keine Apotheke, keine Hebamme befindet sich in den 
Dörfern. Zur Ausübung dt« Deiclischutzes sind die Ortschaften 
zu schwach und finanziell nicht leistungsfähig genug, um die 
hohen Untcrhaltmigskostcn zu bestreiten. 

Die übrige Niederung lebt nunmehr in der ständigen Gefahr 
eines Deichbruchs mit all .seinen verheorcnden Folgen. Ein Ufer- 
streifen von 20 Meter westlich des Deiches ist viel zu schmal, um 
den notwendigirten Boden zur Deichmiterhaltung zu liefern. Der 
Deich verband wird nun gezwungen, unter außcn)rdentlich hohen 
Koet<tn Erde und Strauchw'crk von w’eitontlegenen Stellen der 
Höbenlandschaft heranzuholcn. Es leuchtet ferner oline weiteres 
ein, daß der Deichhauptmann niemals in der l.*age sein wird, 
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seinen Anordnungen auf einem Gebiet, dsus unter anderer Staats¬ 
hoheit steht, Geltung zu verschaffen. Als ara 5. Ärärz 1922 das 
FruLjalushochWasser auf der Weielisel bis zu den JXnehen stand, 
wurde durch plötzlich einsetzenden Sturm starker Wellengang 
hervoigerufen; da<lurch wurden die Deiche fast auf ihrer ganzen 
Strecke sehr erheblich beschädigt. Sofortige Schutzarbeiten 
waren notwendig, sonst hätte der Wellenschlag die Deiche an 
verschiedenen Stellen durchspüU. 

Wie der deutsche Deichhauptmann die IXnchstrex^ke an den 
fünf Weichseldörfem besichtigen wollte, um nötigenfalls Hilfe zu 
bringen, wiude er an der Grenze von dem {Klinischen Posten trotz 
seine« ordnungsmäUigen Ausweises mit schußfertigem Gewehr 
und den Worten: „deutscher Hund, ich schieße!“ abgewiesen 
und dadurch an der Ausübung seines Dienstes als Deichhaupt¬ 
mann gehindert. Die besten Verträge der Welt nützen nichts, 
W'Cmi im Falle der Not auch nur an einer einzigen Stelle die 
Befehle des Deicliliau])tmaims nicht sofort befolgt, oder, wie am 
5. März 1922, dem Deichhaujitmann Schwierigkeiten bereitet 
werden. 

Die Geschichte ist hierfür lehrreich: Von 1456 his 1793 waren 
durch besondere Privilegien der polnischen Könige, welche auch 
von der preußist^hen Kogicrmig anerkannt waren, dem Deich¬ 
verband der Danziger Niederung weitgehendste Befugnisse im 
Dirschaucr Werder cingeräumt w'orden; sie stammen aus den 
Jahren 1555, 1583, 1585 und 1676. Obwohl die iKDlnischcn Könige 
wiederholt mit der größten St renge ihre Untertanen zum Gehorsam 
dem Danziger IXichvcrband gegenüber anhielten, hat dieser 
dennoch, trotz des liestcn KinVernehmens mit den imhiischcn 
Ortsbehörden, niemals seinen Anordnungen Geltung verschaffen 
können. Schon die häufige Wiederholung der Königlichen 
Privilegien beweist, wie wenig die Anordnungen der polnischen 
Könige seitens der Untertanen befolgt worden sind. 

Übrigens trat der gleiche Fall ein, als 1772 im Dirschaucr 
Werder l*reußen an die Stelle Polens trat. 

Ül)er beide Fälle liegen zahlreiche UiXiuiden vor. Wenn 
damals, trotz des vorhandenen k^invernelunens, der Deichverband 
auf ix)lni.s(!hem hzw. preußischem Gebiet nicht in der Lage war, 
die Ausführving sciiver Anordnungen zu erzwingen, so kann man 
ermessen, daß in heutiger Zeit, in der die i)olnisclie ,,Gazeta 
Gdanska“ selbst unverholen von einem ,,8chr wichtigen stra¬ 
tegischen Punkt“ 8i)richt, die deutschen Dcichbchördcn in den 
polnischen Teilen ihres Verbandsgcbictes noch viel weniger auf 
Befolgung ihrer Anordnungen recluien können. 

Auoh die Marienburger Niederung, w-clche zum Gebiet der 
Freien Sta<lt Danzig gehört, schwebt jetzt in ernster Gefahr; 
wenn nämlich an der Marienwerderer Niederung ein Deichbruch 
entsteht, so ergießt sich das Wcichsclhochwaaser durch die 
Marienwerderer Niederung in die Nogat. Die Nogat ist aber kein 
freier Fluß mehr, sondern ein Kanal. Seine Deit^hc sind mehrfach 
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durchstochen und abgetragen. Das VVcichselhochwasacr findet 
also an den niedrigen VVeatufern der Nogat zahlreiche Abfliiß- 
etcllen und überschweminl die Marienburger Niederui^»; außerdem 
wird e» <lie mit hohen Kosten in der Nogat angelegten Staustufen 
ztjrstören. 

Deswegen ist nicht nur die deutsche Marienwerderer, sondern 
auch die Danziger Marienburger Niederung durch einen Üeich- 
hruch an der Marien werderer Niederung ernstlich gefährdet. 

Jn wirtschaftlicher Beziehung wird namentlich auch die 
ärmere Bevölkerung, die in unmittelbarer Nähe der Weichsel 
wohnt, schwer durch die Abtrennung von der Weichsel getroffen. 
Die Bew'ohncr könn<m nun nicht mehr Wasser schöpfen und ihr 
Vit^h tränken, sic können nicht baden und fischen, sic können ihre 
Produkte nicht mehr zum Markt fahren und müssen verarmen. 
Und mit der Marien werderer Niederung leidet ganz Ostpreußen. 

Die Provinz soll nun völlig zur InstU werden. Nicht nur in 
wirtschaftlicher Hinsicht ist die Abschnürung Ostpreußens von 
der Weichstl verhängnisvoll, auch in pcditischcr Ikziehung ist 
Ostpreußen dadurch weiter gcfalirdcl. 

Ks geht um mehr als nur um einen üferstreifen an der 
Wcichst^l! Ostpreußens Zukunft steht auf dem Spiel I 

Eine strategische Aiisfal]l>asis längs der Weichsel ist für Polen 
geschaffen! Ostpreußen ist von Westen, Süden, Osten und Nord- 
osten von Polen umklammert! Eis soll in dieser Zange dem pol¬ 
nischen Staate eines Tagt« als reife Frucht in den Schoß fallen! 
Uni Sein oder Nichtstun geht ea für Ostpreußen! 

Ob DeiilfiC-hlands Ostgrenzc künftig an der Memel oder an 
der Oder verlaufen w'ird: Darum handelt sich! Und das ist 
die E'olge der Grenze vom 27. August 1921/13. Mürz 1922! 







ACo. O.K b.Il^ Berlin 8W.68. — Nr. 1711 


